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Vorwort des Herausgebers 
 
Die Staatsschuldenkrise in Griechenland hat wiederholt die Frage aufgeworfen, ob 
der Austritt eines Landes nur aus dem Euroraum möglich ist. Bei oberflächlicher 
Betrachtung des Vertrages von Lissabon kommt man zum Ergebnis, dass eine 
entsprechende Rechtsgrundlage nicht vorliegt. Über Art. 50 EUV ist lediglich der 
Austritt eines Mitgliedstaates aus der EU selbst geregelt. Die Studie von  
Frau Passuth bleibt jedoch nicht an der Oberfläche, sondern untersucht sowohl das 
EU-Recht als auch das Völkerrecht sehr intensiv und systematisch nach möglichen 
Rechtsgrundlagen für den Austritt eines Landes aus dem Euro. Mit ihren 
Ergebnissen leistet die Studie einen wichtigen Beitrag für die fachwissenschaftliche 
Diskussion. 
 
Karlsruhe/Berlin, im Mai 2016 Florian T. Furtak 
 
 
 
 
 
Vorwort und Danksagung der Autorin 
 
Im Rahmen der Finanzkrise 2009 war in der Öffentlichkeit die Frage nach einem 
möglichen Austritt eines Staates, insbesondere Griechenlands, aus der Eurozone 
aufgekommen. Diese Studie beleuchtet kurz die Entstehungsgeschichte der 
Währungsunion bis zur Bargeld-Einführung des Euros im Jahr 2002 und nimmt 
anschließend eine eingehende rechtliche Würdigung der Frage eines möglichen 
Austritts aus der Eurozone vor. Die literaturbasierte Arbeit bewegt sich an der 
Schnittstelle zwischen EU-Recht (Vertrag von Lissabon) und Völkerrecht (UN-
Charta und Wiener Vertragsrechtskonvention); neben diesen rechtlichen Grund-
lagen werden auch einschlägige Gerichtsentscheidungen in die Untersuchung 
einbezogen. 
 
Mein herzlicher Dank gilt meinem Partner, Gerhard Müller, der mir während 
meines Studiums und insbesondere in der Zeit, in der dieses Werk entstanden ist, 
den Rücken freigehalten hat. Ihm widme ich dieses Buch. 
 
Besonders danke ich Prof. Dr. Florian Furtak für die Herausgabe in seiner 
Fachreihe „Politikwissenschaften“. Prof. Dr. Giorgos Christonakis danke ich für 
die anregenden Fachdiskussionen. 
 
Königswinter, im Mai 2016 Dana Passuth 
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